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Departement des Innern .

2. Gemeinclen .

Seit der Geſetzgebung des Jahres 1896 bildet in allen Gemeinden

des Großherzogthums mit Ausnahme der Städte der Städteordnung ,

von denen unten die Rede ſein wird , eine Verbindung der alten

Bürgergemeinde mit der Einwohnergemeinde die perſönliche Grundlage .

Nur Anſprüche auf Bürgergenuß ſtehen noch allein den Gemeinde —

bürgern zu, im Uebrigen ſind den ſtimmfähigen (gewiſſeVorausſetzungen

erfüllenden ) Gemeindebürgern die wahlberechtigten Einwohner gleich —

geſtellt .

Wahlberechtigte ( und damit auch wählbare ) Einwohner ſind die im

Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen männlichen , nicht

im aktiven Militärdienſte ſtehenden Angehörigen des deutſchen Reichs ,

welche ſeit zwei Jahren a. Einwohner der Gemeinde ſind , b. das

24. Lebensjahr zurückgelegt und eine ſelbſtändige Lebensſtellung haben ,

c. keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln empfangen haben,

d. die ihnen obliegenden Abgaben an die Gemeinde entrichtet haben

und e. im Großherzogthum eine direkte ordentliche Staatsſteuer

zahlen .
Die regelmäßige Verwaltung der Gemeinde ſteht dem Gemeinde —

rath zu, der aus dem Bürgermeiſter und den Gemeinderäthen

beſteht , wobei Erſterem gewiſſe vorzügliche Leitungs - und Vertretungs⸗

befugniſſe zukommen . In Gemeinden über 4000 Einwohnern kann

durch Gemeindebeſchluß dem erſten ein zweiter Bürgermeiſter beigegeben

werden . Als Hilfsperſonen des Gemeinderaths wird in jeder Gemeinde

ein Gemeinderechner auf Vorſchlag des Gemeinderaths von der

Gemeinde und ein Rathſchreiber vom Gemeinderath ernannt . Der

Bürgermeiſter wird unter Leitung des Bezirksbeamten auf 9 Jahre ,
die Gemeinderäthe werden unter Leitung des Bürgermeiſters auf
6 Jahre —mit hälftiger Erneuerung alle 3 Jahre —gewählt .
Die Wahlen bedürfen keiner ſtaatlichen Beſtätigung , es kann jedoch

wegen Dienſtwidrigkeiten oder wegen anderer Umſtände , welche die

Dienſtführung ſehr erſchweren oder vereiteln , von der Staatsbehörde

( Bezirksrath )die Entlaſſung der Genteittöchchteh herbeigeführt werden .

Wahlkörper iſt in Gemeinden von 1000 und mehr Einwohnern
der Bürgerausſchuß ; in den übrigen Gemeinden wählen die ( ſtimm—

fähigen ) Bürger und wahlberechtigten Einwohner den Bürgermeiſter
und die Gemeinderäthe direkt .

Ein Bürgerausſchuß beſteht nur in den Gemeinden von 500 und

mehr Einwohnern . Er iſt zuſammengeſetzt aus den Mitgliedern des

Gemeinderaths und 36 —84 gewählten Mitgliedern . Die Wahl der
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letzteren erfolgt durch die ſtimmfähigen Gemeindebürger und wahl —

berechtigten Einwohner , welche hierzu nach Maßgabe der in die

Gemeindekataſter gehörigen Steuerkapitalien in drei Klaſſen (je nach⸗

dem die Gemeinde über 500 , über 1000 oder über 4000 Einwohner

zählt in verſchiedenem Verhältniß ) eingetheilt werden .

Der Bürgerausſchuß iſt außerdem ein die Verwaltung des

Gemeinderaths kontrolirender , in beſonders bezeichneten Fällen ſelbſt

beſchließender Verwaltungskörper . In den Gemeinden bis zu 500 Ein⸗

wohnern iſt die Geſammtheit der Gemeindebürger und wahlberechtigten

Einwohner noch unmittelbar an der Gemeindeverwaltung in der

Gemeindeverſammlung betheiligt . Die Sitzungen des Bürgerausſchuſſes

bezw. der Gemeindeverſammlung ſind öffentlich .

In den der Städteordnung unterſtehenden größeren Stadtgemein —
den ( Karlsruhe , Mannheim , Freiburg , Heidelberg , Pforzheim , Baden ,

Konſtanz , Bruchſal und Lahr ) iſt die reine Einwohnergemeinde zur

Durchführung gebracht . Für das Stadtbürgerrecht gelten dieſelben

Vorausſetzungen , wie ſie in den der allgemeinen Gemeindeordnung

unterſtehenden Gemeinden für das Wahlrecht der ſtaatsbürgerlichen

Einwohner aufgeſtellt ſind . Der Bürgerausſchuß , beſtehend aus den

Mitgliedern des Stadtraths und den Stadtverordneten , welche in Zahl
von 60 —96 in drei Steuerklaſſen von den Stadtbürgern mit Zjähriger

hälftiger Erneuerung auf 6 Jahre gewählt werden , wählt den Ober⸗

bürgermeiſter und die Bürgermeiſter auf 9, den Stadtrath auf 6 Jahre .
Durch Gewährung von Beſoldungen und Penſionen iſt ein Berufs —
element in die Gemeindeverwaltung eingeführt , die Autonomie durch

größere Beſchränkung der Staatsaufſicht , durch die Möglichkeit orts⸗

ſtatutariſcher Regelungen erweitert , die Verwaltung durch Einführung
von Kommiſſionen für gewiſſe Verwaltungszweige beweglicher geſtaltet .
Die Ortspolizei wird in dieſen Städten mit Ausnahme von Bruchſal
und Lahr durch die Staatsbehörde ausgeübt . Im Uebrigen behalten
in der Hauptſache die Beſtimmungen der allgemeinen Gemeinde —

ordnung auch für die unter die Städteordnung fallenden Städte

Geltung .
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